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Bekanntmachung der Änderung der Genehmigung 
für den Verkehrsflughafen Bremen 

Vom 21. August 2000 

Aufgrund von § 6 Abs. 4 Satz 1 Luftverkehrsgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1981 (BGEl. I S. 61). zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 25. Aug. 1998 (BGEl. I S. 2432, 3127), so­
wie gemäß § 42 Luftverkehrszulassungs-Ordnung 
(LuftVZO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. März 1979 (BGBL I S.308) zuletzt geändert durch 
VO vom 27. März 1999 (BGBL I S. 610) gibt der Sena­
tor für Wirtschaft und Häfen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh­
nungswesen und dem Niedersächsischen Minister für 
Wirtschaft, Technologie und Verkehr nachstehend den 
verfügenden Teil der Entscheidung vom 21. August 
2000 zur Änderung der Genehmigung für den Ver­
kehrsflughafen Bremen und weitere Hinweise be­
kannt. 

Bremen, den 21. August 2000 

Der Senator für 
Wirtschaft und Häfen 

1.1 Genehmigung für den Verkehrsflughafen 
Bremen 

. _. ___ Änderung.deLGenehmigung vom 
21. August 2000 

Entscheidung: 

. Änderung und Neufassung der Genehmigung 

Die der Flughafen Bremen GmbH erteilte 
Genehmigung für die Anlegung und den 
Betrieb des Verkehrsflughafens Bremen in der 
Fassung vom 07. Februar 1985, zuletzt geän­
dert durch die Genehmigungsänderung vom 
25. August 1997, wird als Folge des Planfest­
stellungs beschlusses des Senators für Häfen, 
überregionalen Verkehr und Außenhandel für 
die teilweise Wiederinbetriebnahme der ehe­
maligen Start- und Landebahn 06/24 als 
Nebenstartbahn für Luftfahrzeuge bis 5,7 t 
Höchstabflugmasse auf dem Verkehrsflugha­
fen Bremen vom 17. Aug. 1998 gern. § 6 Abs. 4 
Satz 1 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fas-

A. 

B. 

B.1. 

B.2. 

B.3. 

B.3.1 

sung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1981 (BGEl. I S. 61), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 25. Aug. 1998 (BGBL I 
S. 2432, 3127) sowie gern. § 42 Luftverkehrszu­
lassungs-Ordnung (LuftVZO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. März 1979 
(BGBL I S. 308). zuletzt geändert durch VO 
vom 27. März 1999 (BGBL I S. 610) geändert. 

Diese Änderung umfasst: 

- Die Anlegung und den Betrieb einer Neben­
startbahn im südlichen Bereich des Flugha­
fens Bremen querab von der Bahnmitte der 
Hauptstart- und -landebahn 09127. 

Unter Einbeziehung aller Änderungen wird 
die Genehmigung für den Verkehrsflughafen 
Bremen wie folgt gefasst: 

Genehmigung 

Amtliche Bezeichnung des Flughafens 

Der Flughafen ist unter der amtlichen Bezeich­
nung "Verkehrsflughafen Bremen" zu führen. 

Allgemeine Angaben zum Flughafen 

Lage und Ausdehnung 
-- - --._-~----

Die Lage und Ausdehnung des Flughafens, 
der Start- uhd Landebahnen, der Rollbahnen 
und der Vorfelder sind im Lageplan i.M. 
1:5000 vom 23.06.00 (Anlage 1) dargestellt . 
Dieser Plan ist Bestandteil der Genehmigung 
und dieser beigefügt. 

Klassifizierung 

Der Verkehrsflughafen Bremen hat den Flug­
platzbezugscode 4 E nach ICAO-Anhang 14. 

Start- und Landebahnen 

Hauptstart- und Hauptlandebahn 09127 

- Richtung in bezug auf 
. Gitter-Nord: 88° 00' 46"1268° 00' 46" 

-Länge: 

- Breite: 

2.040 m 

45m 
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- Höhe: im Mittel + 4,00 m Ü. Normal Null (NN) D.3. Lage des Flughafenbezugspunktes (FBP) 

- Geographische Koordinaten: - Belag: befestigt. 

B.3.2 Sonderstartbahnen 

Zusätzliche 294 m Sonderstartbahn in Verlän­
gerung der Hauptstart- und Hauptlandebahn 
09127 vor der Schwelle 09 in Richtung Westen 

im DHDN 53° 02' 56" Nord 
008 0 47' 16" Ost 

im WGS84 53 0 02' 51" Nord 
008 0 47' 12" Ost 

sowie zusätzliche 300 m Sonderstartbahn in 
Verlängerung der Hauptstart- und Hauptlan­
debahn 09127 vor der Schwelle 27 in Richtung DA. 
Osten. 

Höhe: + 3,20 m Ü. Normal Null (NN). 

Lage des Startbahn bezugspunktes der Haupt­
start- und Hauptlandebahn 09127 (SBP 09127) 

- Breite: 45m 

- Höhe: im Mittel + 4,15 m Ü. Normal Null (NN) 

- Belag: befestigt. 

B.3.3 Nebenstartbahn 23 

- Richtung in bezug 
auf Gitter-Nord: 231 0 41' 00" 

700m 

23m 

C. 

c.1. 

C.2. 

- Länge: 

- Breite: 

- Höhe:im Mittel + 3,20 m Ü. Normal Null (NN) 

- Belag: 

- Startbahn bezugspunkt 
im WGS84: 

befestigt. 

53° 02' 40,4" Nord 
008 0 47' 17,9"Ost 

- Höhe + 3,20 m Ü. Normal Null (NN). 

Zugelassene Luftfahrzeuge 

Flugzeuge und DrehflügleI. 

Andere luftfahrzeuge nach vorher erforderli­
cher Genehmigung durch die Flughafen Bre-
men GmbH (PPR). 

D. Bauschutzbereich 

D.1. Start- und Landeflächen 

).1.1 Die Hauptstart- und Hauptlandebahn 09127 
zuzüglich der zwei Sonderstartbahnen bilden 
mit 'dem ,ie umgebenden Schutzstreifen die 
Start- und Landefläche. 

D .1.2 Schutzstreifen 
---------------------- ----------- -------- ---- --

Der Schutzstreifen umgibt die Hauptstart- und 
Hauptlandebahn 09127 einschließlich der zwei 
Sonderstartbahnen und bildet ein Rechteck 
mit der Breite von 150 m beiderseits der 
Bahnachse und der Länge der Hauptstart- und 
Hauptlandebahn 09127 zuzüglich 360 m öst­
lich der Schwelle 27 und 444 m westlich der 
Schwelle 09. 

D.2. Sicherheitsfläche 

Die Sicherheitsfläche umgibt die Hauptstart­
und Hauptlandebahn 09127 einschließlich der 
zwei Sonderstartbahnen und bildet mit dieser 
ein Rechteck mit der Breite von jeweils 500 m 
beiderseits der Bahnachse und der Länge der 
Hauptstart- und Hauptlandebahn 09127 zu­
züglich 1060 m Länge östlich der Schwelle 27 
und 1060 m Länge westlich der Schwelle 09. 

D.5. 

D.6. 

E. 

E.1. 

- Geographische Koordinaten: 

imDHDN 

'im WGS84 

53° 02' 54" Nord 
008° 47' 27" Ost 

53° 02' 48,9" Nord 
008° 47' 22,9" Ost 

- Höhe: + 3,20 m Ü. Normal Null (NN). 

Anflugsektoren 

Es gelten die Bestimmungen für Hauptstart­
und Hauptlandeflächen gemäß § 12 Abs. 1 Zif­
fer 5 Luftverkehrsgesetz. 

Bauschutzbereichsplan 

Die Hauptstart- und Hauptlandebahn 09127 
und die Sonderstartbahnen einschließlich der 
sie umgebenden Schutzstreifen, die Sicher­
heitsfläche, der Flughafen- und der Startbahn­
bezugspunkt 09127 und die Anflugsektoren 
sind in den Übersichtszeichnungen i.M. 
1:25000 vom 23.06.00 (Anlage 2) und i.M. 
1:5000 vom 23.06.00 (Anlage 3) eingetragen. 
Diese Pläne sind Bestandteil der Genehmi­
gung und dieser beigefügt. 

Betriebszeit und Flugbeschränkungen 

Betriebszeit 

Die Betriebszeit beträgt täglich 24 Stunden mit 
Ausnahme von Samstag 23.30 h bis Sonntag 
6.00 h Ortszeit und von Sonntag 23.30 h bis 
Montag 6.00 hOrtszeit. 

E.2. Zeitliche Flugbeschränkungen rei Starts und 
Landungen 

E.2.1 Luftfahrzeuge dürfen in der Zeit von 22.00 h 
. - -- - - bis_'LOU...h.Drtsz.eit ...ni.cht.-Startell-und.landen .. 

Von dieser Bestimmung sind ausgenommen: 

E.2.1.2 Starts und Landungen von luftfahrzeugen, die 
mindestens ICAO-Anhang 16 Kap. 3 erfüllen, 
bis 22.30 Uhr. 

E.2.1.3 Zwei Landungen bis 23.00 Uhr von Luftfahr­
zeugen, die mindestens ICAO-Anhang 16, 
Kap. 3 erfüllen, deren Halter Luftfahrtunter­
nehmer sind, die am Flughafen Bremen einen 
Schwerpunkt ihres Wartungsbetriebes unter­
halten und von der Genehmigungsbehörde als 
"Horne-Carrier" anerkannt sind. 

E.2.1.4 Verspätete Landungen bis 24.00 Uhr von Luft­
fahrzeugen, die unter E.2.1.3 genannt sind. 

E.2.1.5 Starts und Landungen von Luftfahrzeugen, die 
mindestens ICAO-Anhang 16 Kap. 3 erfüllen, 
von 6.00 h bis 7.00 hOrtszeit. 
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E.2.1.6 Die Landung und der Start eines Flugzeuges 
im Nachtluftpostdienst der Deutschen Post AG. 

E.2.1.7 Die Benutzung des Flughafens als Not- und 
Ausweichflughafen aus meteorologischen, 
technischen oder sonstigen Sicherheits grün­
den. 

E.2.1.8 Die Benutzung des Flughafens im Katastro­
phen- oder medizinischen Hilfeleistungsein­
satz. 

E.2.1.9 Vermessungsflüge der DFS Deutschen Flugsi­
cherung GmbH. 

E.2.2 Abweichend von diesen Regelungen kann der 
Senator für Wirtschaft und Häfen in begründe­
ten Fällen, insbesondere zur Vermeidung er­
heblicher Störungen im Luftverkehr oder in 
Fällen besonderen öffentlichen Interesses, 
Ausnahmegenehmigungen erteilen. 

E.3. Zeitliche Flugbeschränkungen für Überprü­
fungs- und Übungsflüge. 

Zusätzlich gilt für Übungsflüge und Überprü­
fungsflüge folgendes: 

E.3.1 Übungsflüge und Überprüfungsflüge sind in 
der Zeit von 22.30 h bis 6.30 h Ortszeit nicht 
zulässig. 

E.3.2 Die unter Ziffer E.3.1 genannten Flüge dürfen 
von Hubschraubern ferner auch in der Zeit von 
18.00 h bis 22.30 h Ortszeit nicht durchgeführt 
werden. 

Ausnahmen hiervon können in begründeten 
Einzelfällen vom Senator für Wirtschaft und 
Häfen zugelassen werden. 

E.3.3 Zu Übungs- und Überprüfungszwecken unmit­
telbar aufeinanderfolgende wiederholte An­
und Abflüge desselben Luftfahrzeuges sind 
außerdem zu folgenden Zeiten nicht zulässig: 

- Montag bis Freitag 21.00 h bis 22.30 h Orts-
zeit, 

- Samstag 13.00 h bis Montag 6.30 hOrtszeit. 

Ausnahmen können in begründeten Einzelfäl­
len vom Senator für Wirtschaft und Häfen zu­
gelassen werden. 

E.3A Vermessungsflüge der DFS Deutschen Flugsi­
.. <::b.~TIll1g Gm):)J;i si!:ld von den Beschränk:ungen 

der Ziffern E.3.1 bis E.3.3 ausgenommen. 

EA. Zeitliche Flugbeschränkungen für Leichtflug­
zeuge und Motorsegler 

Zusätzlich gilt für Leichtflugzeuge und Motor­
segler folgendes: 

EA.l Zeitliche Einschränkung 

E.4.1.1 Zum Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm 
wird der nichtgewerbliche zivile Flugbetrieb 
mit Flugzeugen bis zu 2000 Kilogramm Höchst­
gewicht (Leichtflugzeuge) und Motorseglern 
wie folgt zeitlich eingeschränkt: 

Unzulässig sind werktags vor 7.00 Uhr, zwi­
schen 13.00 Uhr und 15.00 Uhr und nach Son­
nenuntergang, sowie Sonn- und Feiertags vor 
9.00 Uhr und nach 13.00 Uhr mitteleuropäi­
scher Zeit 

1. Flüge, die einer Platzrunde entsprechen, 

2. Schulflüge, mit Ausnahme von Überland­
schulflügen und anderen Schulflügen, die 
über die Umgebung des Verkehrsflughafens 
Bremen hinausgehen und länger als eine 
Stunde dauern, 

3. Rund- und Besichtigungsflüge, auch soweit 
sie gegen Entgelt durchgeführt werden, 

4. erlaubnispflichtige Reklameflüge und 

5. Flugzeugschleppstarts. 

E.4.1.2 Die nach der VerordnUng über Luftfahrtperso­
nal in der jeweils geltenden Fassung vorge­
schriebenen Nachtflüge dürfen in der Zeit bis 
zu dreieinhalb Stunden nach Sonnenunter­
gang durchgeführt werden. 

EA.2 Ausnahmen 

EA.2.1 Die zeitlichen Flugbetriebseinschränkungen 
gelten nicht für Motorflugzeuge, die den er­
höhten Schallschutzanforderungen entspre­
chen, die in § 4 der Verordnung über die zeitli­
che Einschränkung des Flugbetriebes mit 
Leichtflugzeugen und Motorseglern an Lande­
plätzen in der jeweils gültigen Fassung für die 
Nichtgeltung der zeitlichen Flugbetriebsein­
schränkungen an Landeplätzen festgelegt 
sind. Dies gilt nicht für Nachtflüge. 

EA.2.2 Der Senator für Wirtschaft und Häfen kann 
von den zeitlichen Einschränkungen in be­
gründeten Fällen insbesondere dann Ausnah­
men zulassen, wenn dies zur Vermeidung er­
heblicher Störungen im Luftverkehr oder in 
Fällen besonderen öffentlichen Interesses er­
forderlich ist. 

F. Beschränkung der Schubumkehr 

G. 

Bei Landungen darf Schubumkehr nur in dem 
aus Sicherheitsgründen unvermeidbaren Um­
fang angewendet werden. Die Stellung "Leer­
lauf-Schubumkehr" wird davon nicht berührt. 

Zusätzliche Regelungen für die Hauptstart­
und Hauptlandebahn 09/27 

Fluglärmkonturenfestschreibung 

Der Flughafen darf auf der Hauptstart- und 
Hauptlandebahn 09/27 nur in solchem Um­
fang betrieben werden, dass durch den Flug­
betriebslärm die im Gutachten von Prof. Dr. 
Mensen vom Juni 1988 für das Jahr 1995 er­
mittelte Kontur des äquivalenten Dauerschall­
pegels von Leq = 67 dB(A) - vgl. die Beschluss­
anlage 3 zum Planfeststellungsbeschluß der 
Bezirksregierung Hannover vom 30. Septem­
ber 1988 - nicht um mehr als 1 dB(A) über­
schritten wird. Die äußerste, in jedem Fall ein­
zuhaltende räUIPJiche Begrenzung für einen 
Leq = 67 dB(A) wird durch die 67 dB(A) Kontur 
des mit Verordnung des Bundesministers des 
Inneren vom 28. Mai 1974 (BGBL I S. 1201) 
festgelegten Lärmschutzbereiches gebildet. 
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H.l. 

H.2. 

H.3. 
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Die Berechnung der äquivalenten Dauer­
schallpegel erfolgt jeweils gemittelt für die 
sechs verkehrsreichsten Monate eines Jahres­
nach der "Anleitung zur Berechnung von 
Lärmschutzbereichen nach dem Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 30.03.1971" -AzB 
- (GMB1. 1975, S. 162), wobei für die Auftei­
lung der Flugzeugflotte das" Datenerfassungs­
system (DES) für die Ermittlung von Lärm­
schutzbereichen " in der jeweils geltenden 
Fassung zugrunde zu legen ist. 

Die Flughafen Bremen GmbH ist verantwort­
lich dafür, dass die festgeschriebene Lärmkon­
tur eingehalten wird. 

Sie hat jeweils bis eine Woche vor Beginn der 
IATA-Flugplankonferenz für den Sommerflug­
plan des folgenden Jahres dem Flugplankoor­
dinator und der Genehmigungsbehörde aus 
den für den Flughafen Bremen zur Koordinati­
on angemeldeten Flugbewegungen des ge­
werblichen Luftverkehrs eine Lärmprognose 
für die sechs verkehrsreichsten Monate vorzu­
legen, welche die Lärmfestschreibung einhält; 
diese Verpflichtung wird erstmalig in 1995 
wirksam. 

Die Lärmprognose ist laufend, insbesondere 
bei Änderungen der ihr zugrundeliegenden 
Eckdaten, zu überprüfen und entsprechend 
den sich evtl. verändernden Bedingungen zu 
aktualisieren. 

Die Genehmigungsbehörde kann jederzeit 
weitere Lärmprognosen von der Flughafen 
Bremen GmbH anfordern. 

Zusätzliche Regelungen für die Sonderstart­
bahnen 

Der Betrieb der Sonderstartbahn ist nur für 
Starts und ausschließlich zur Beförderung von 
Luftfracht bestehend aus in der bremischen 
Luft- und Raumfahrtindustrie ausgerüsteten 
Flügeln der Airbusmuster A 330 und A 340 so­
wie von Folgeversionen dieser Airbusmuster 
zulässig. 

Der Betrieb der Sonderstartbahn ist nur mit 
Flugzeugen des Typs Aero Spacelines 377 
Guppy/Super Guppy oder mit Nichtstrahlflug­
zeugen--eines-Musters, dessen Triebwerks-­
geräuschpegel denjenigen des Spaceliners 
377 Guppy/Super Guppy nicht übersteigt, 
oder mit Strahlflugzeugen mit Lärmzertifizie-
rung nach ICAO-Anhang 16, Kap. 3 zulässig. 

Von der Gesamtstartbahn (Hauptstartbahn 
zwischen den Schwellen 09 und 27 nebst Son­
derstartbahnen vor den Schwellen 09 und 27 
mit 294 m bzw. 300 m) dürfen nur genutzt wer-
den: 

HA. 

H.5. 

H.6. 

I. 

1.1. 

1.2. 

1.3. 

J. 

J.l. 

- für Starts in Richtung Osten (09) 2.384 m, 

beginnend am westlichen Bahnende vor J.2. 
Schwelle 09, 

- für Starts in Richtung Westen (27) 20484 m, 

beginnend am östlichen Bahnende vor 
Schwelle 27. 

Die Sonderstartbahnen dürfen nur betrieben 
werden mit bis zu fünf Starts in der Kalender­
woche und insgesamt mit höchstens 152 Starts 
im Kalenderjahr, davon ausschließlich in Rich­
tung Osten (09) mit bis zu zwei Nachtstarts 
(Starts in der Zeit von 22.30 h bis 06.30 h Orts­
zeit) im Kalenderjahr. 

Starts über die wöchentliche Maximalzahl hin­
aus sind nur in dringenden Fällen zulässig und 
bedürfen in jedem Einzelfall der vorherigen 
Ausnahmezulassung durch die Genehmi­
gungsbehörde. 

Die Hauptstartbahn zwischen den Schwellen 
09 und 27 darf mit den in Ziff. H.l., H.2. und 
HA. maximal zugelassenen Nachtstartverkeh­
ren - ohne vorherige Ausnahmezulassung 
durch die Genehmigungsbehörde im Einzel­
fall- betrieben werden. 

Nachtstarts über die in Ziff. HA. und H.5. fest­
gelegte Maximalzahl für Nachtstarts hinaus 
sind nur in dringenden Fällen zulässig und be­
dürfen in jedem Einzelfall der vorherigen Aus­
nahmezulassung durch die Genehmigungs­
behörde. 

Zusätzliche Regelungen für die Nebenstart­
bahn 23 

Der Betrieb der Nebenstartbahn 23 ist nur für 
Starts in Richtung Südwesten für Luftfahrzeu­
ge der allgemeinen Luftfahrt bis maximal 5,7 
Tonnen Höchstabflugmasse nach Sichtabflug­
regeln am Tag zugelassen. 

Die Nebenstartbahn 23 darf in den Monaten 
September bis März nur mit durchschnittlich 6 
Starts pro Tag bei einem Tagesmaximalwert 
von 12 Starts und insgesamt mit höchstens 180 
Starts im Kalendermonat betrieben werden. 

In den Monaten April bis August darf die Ne­
benstartbahn 23 nur mit durchschnittlich 20 
Starts pro Tag bei einem Tagesmaximalwert 
von 40 Starts und insgesamt mit höchsteDs 600 
Starts im Kalendermonat betrieben werden. 

Weitere Bedingungen und Auflagen 

Haftpflichtversicherung 

Der Flughafenunternehmer hat eine Haft­
pflichtversicherung über 180 Mio. DM pau­
schal für Personenschäden und Sachschäden 
abzuschließen. Er hat Empfehlungen der Ar­
beitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughä­
fen e.v., Stuttgart, für die Haftpflichtversiche­
rung, insbesondere für Erhöhungen der Versi­
cherungssumme, unverzüglich durchzu­
führen. 

Run-up-Punkt 

Der sogenannte "Run-up-Punkt" ist unter 
Berücksichtigung geringstmöglicher Lärmaus­
wirkung auf die den Flughafen umgebende 
Wohnbebauung anzulegen. 
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J.3. 

JA. 

Alarmordnung und Flugunfälle 

Bei Flugunfällen sind die zuständigen Stellen 
gemäß Alarmordnung, die vom Flughafenun­
ternehmer aufzustellen ist, zu benachrichti­
gen. Die Alarmordnung ist dem Senator für 
Wirtschaft und Häfen einzureichen. 

Brandschutz und Rettungswesen 

JA.1 Für den Brandschutz und das Rettungswesen 
müssen die erforderlichen Einrichtungen und 
Maßnahmen auf dem Flughafen vorhanden 
bzw. getroffen sein. Der Mindesturnfang der 
Löschmittelmengen und der Rettungsgeräte 
richtet sich nach der jeweils gültigen Fassung 
des Anhangs 14 zum Abkommen über die In­
ternationale Zivilluftfahrt. Ausgebildetes Per­
sonal zur Bedienung der Brandschutz- und 
Rettungseinrichtungen ist in ausreichender 
Zahl vorzuhalten. 

JA.2 Für die Erste Hilfe ist in einem geeigneten Sa­
nitätsraum die vom Hauptgesundheitsamt Bre­
men festgelegte Sanitätsausstattung bereitzu­
halten und das notwendige Sanitätspersonal 
zu beschäftigen. 

J.5. Hindernismarkierung 

Der Flughafenunternehmer hat die Hindernis­
markierung des Bauernhauses Neuenlander 
Str. 131 vorzuhalten und zu betreiben. 

J.6. Internationale und nationale Richtlinien 

Der Flughafenunternehmer ist verpflichtet, 
insbesondere folgende internationale und na­
tionale Richtlinien in der jeweils gültigen Fas­
sung oder die zukünftig an deren Stelle treten­
den Vorschriften in seinem Verantwortungs be­
reich anzuwenden: 

- die Richtlinien und Empfehlungen des An­
hangs 14 des Abkommens von Chicago über 
die Internationale Zivilluftfahrt vom 07. De­
zember 1944; 

- die Richtlinien des Bundesministers für Ver­
kehr über die Hindernisfreiheit für Start­
und Landebahnen auf Verkehrsflughäfen 
vom 19. August 1971 (Nachrichten für Luft­
fahrer NfL. 1267/71); 

K. 

L. 

M. 

- Richtlinien für den AHwetterflugbetrieb vom 
13. November 1998 (NfL. I 1/99); 

- Richtlinien über Zeichen und Wegweiser für 
den Rollverkehr auf Verkehrsflughäfen 
gemäß Schreiben des Bundesministers für 
Verkehr vom 18. Dezember 1995 LRll 1 
62.10.07/81A95; 

- Richtlinien für die Kennzeichnung von Luft­
fahrthindernissen vom 22.12.99 (NfL. I 
15100). 

Soweit nach den genannten Richtlinien vom 
Flughafenunternehmer Einrichtungen zu er­
stellen sind, hat der Flughafenunternehmer 
diese nach den genannten Richtlinien anzule­
gen und zu betreiben sowie vor Inbetriebnah­
me durch die zuständigen Behörden abneh­
men zu lassen, sofern dies in den genannten 
Richtlinien vorgeschrieben ist. 

Vorbehalt nachträglicher Anordnungen 

Die Anordnung nachträglicher Beschränkun­
gen der Genehmigung sowie weitere Aufla­
gen zum Schutz der Öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung bleibt vorbehalten. Dies gilt ins­
besondere für Anordnungen und Auflagen, 
die dem Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm 
sowie dem Immissionsschutz dienen. 

Übertragung der Genehmigung 

Die Genehmigung ist nicht übertragbar. 

Kosten (Gebühren und Auslagen) 

Der Flughafen Bremen GmbH wird die Zah­
lung von Gebühren und etwaiger Auslagen für 
dieses Genehmigungsänderungsverfahren er­
lassen. 

Sofortige Vollziehung 

Die sofortige Vollziehung des Genehmigungsände­
rungsbescheides gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO wird 
angeordnet. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

- die Richtlinien des Bundesministers für Ver- Gegen diesen Genehmigungsänderungsbescheid 
kehLübeL die Markierung und Befeuerung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntga­
von Flughäfen vom 24. Juni 1993 (NfL. I-15e-Widersprucn -emgeleg't weraen.-Der -Wlderspfucli 
200/93); (geändert am 11.8.99 mit NfL I ist schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben beim 

270/99). Senator für Wirtschaft und Häfen 
- die Richtlinien des Bundesministers für Ver- Kirchenstrasse 4-5a 

kehr über die Gleitwinkelbefeuerung auf 28195 Bremen 
Flughäfen (PAPI-Anlage-Richtlinien vom 24. 
Juni 1993 (NfL. I 201/93)); 

- die Richtlinien des Bundesministers für Ver­
kehr, Bau- und Wohnungswesen über die 
zeitweiligen Hindernisse in den Hindernis­
freiräumen von Instrumentenbahnen auf 
Flughäfen gern. Schreiben des BMVBW vom 
1.06.99. 

- die Richtlinien des Bundesministers für Ver­
kehr zur Verhütung von Vogelschlägen im 
Luftverkehr vom 13. Februar 1974 (NfL. I 
123/74); 

Hinweis: 

Der verfügende Teil des Genehmigungsänderungsbe­
scheides wird in der Zeit vom 4. September 2000 bis 
einschließlich 18. September 2000 in den Orts ämtern 
Obervieland, Huchting, Neustadt-Woltmershausen, 
im Rathaus der Gemeinde Stuhr sowie im Hansestadt 
Bremischen Hafenamt -Bezirk Bremen- in der Hafen­
straße 63 ausgelegt. 

Der Senator für 
Wirtschaft und Häfen 


